
 
 

 

P R E S S E M E L D U N G 
 

BAGFW: Dringend Schutzschirme für soziale Dienste 
verlängern – soziale Infrastruktur auch für 2021 sichern 

 
 
Berlin, 14. Oktober 2020 Aufgrund der anhaltenden Corona-Pandemie fordert die 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) eine befristete 

Verlängerung der Schutzschirme für Träger sozialer Dienste über den 31. Dezember 

2020 hinaus. „Die bisherigen Schutzpakete mit dem SodEG und dem 

Krankenhausentlastungsgesetz haben erheblich dazu beigetragen, dass die vielfältige 

Infrastruktur an sozialen und gesundheitsbezogenen Leistungen zum großen Teil 

aufrechterhalten werden konnte. Diese Schutzschirme laufen jedoch alle spätestens 

zum Jahresende 2020 aus. Deshalb brauchen wir hier dringend eine Lösung“, sagt 

BAGFW-Präsidentin Gerda Hasselfeldt.  

 

Die Corona-Krise stellt auch für die soziale Infrastruktur in Deutschland nach Einschätzung 

der BAGFW einen „nie dagewesenen Stress-Test“ dar. Auf allen Ebenen der 

Wohlfahrtsarbeit werde versucht, Dienste und Hilfen in möglichst großem Umfang und zum 

Teil in veränderter Form aufrecht zu erhalten. Betretungsverbote und andere 

pandemiebedingte Vorgaben hätten jedoch Einschränkungen vieler Angebote und 

Mehraufwendungen für die Träger unvermeidbar mit sich gebracht. „Steigende 

Infektionszahlen zeigen, dass die Corona-Pandemie noch längst nicht überwunden ist. Der 

Gesetzgeber geht zu Recht für das Jahr 2021 nach wie vor von nicht unerheblichen 

Einschränkungen des Privat- und Wirtschaftslebens aus. Aus diesem Grunde werden aktuell 

durch die Bundesregierung Regularien für das Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- 

und Stiftungsrecht getroffen, die den betroffenen Rechtsformen Planungssicherheit bis zum 

31. Dezember 2021 geben. Derartige Vorkehrungen sind auch für die Sicherung der sozialen 

Infrastruktur und die Erbringung sozialer Dienstleistungen unabdingbar“, sagt BAGFW-

Präsidentin Hasselfeldt.  

 

Zum Beispiel hätten Reha-Einrichtungen und Einrichtungen des Müttergenesungswerkes im 

Corona-Regelbetrieb wegen des Abstandsgebots eine stark verringerte Auslastungsquote in 

einer Spanne von 50 bis 80 Prozent gegenüber normal 95 Prozent. Zugleich hätten sie 

Mehraufwendungen für mehr Personal sowie erhöhte Sachkosten für Hygiene- und  



 
 

 

 

Schutzmaßnahmen zu tragen. „Vor allem die kleineren Rehaeinrichtungen werden ohne 

Absicherungen insolvent gehen und könnten dann die Klienten nicht mehr versorgen“, sagt 

Hasselfeldt. Problematisch sei die Situation vor allem auch für Einrichtungen, die sich um 

Wohnungslose und obdachlose Menschen kümmern, sowie für Schuldnerberatungsstellen 

und Werkstätten für Menschen mit Behinderung. 

  

Wenn die aktuelle Pandemie tatsächlich überwunden ist, brauchen wir jenseits der aktuellen 

Schutzschirme nachhaltige Regelungen zur Absicherung der sozialen Infrastruktur in den 

Sozialgesetzbüchern bei künftigen Pandemien. Denn auch für die Zukunft müsse damit 

gerechnet werden, dass sich pandemische Situationen wiederholen. 
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